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Das Urteil im Stinnes - Prozeh
StinneS und drei Mitangeklagte freigesprochen

MTB . Berlin , 27 . Juli . (Tel .) Im S t i » n e S - P r o z e tz » er -
kündete unter lebhaftem Andrang deS Publikums Land -
gerichtsdirektor Arndt heute vormittag folgendes Urteil :

Die Angeklagten S ti n n e s , Nothmann , Leo Hirsch
und Schneid ! werden freigesprochen . BerurteUt
werden : der Angeklagte i>. Waldow wegen gemeinschaft¬
lichen Betrugsversuchs zu 4 Monaten Gefängnis , wo¬
von 7 Wochen durch die erlittene Untersuchungshaft als ver -
büßt gelten : der Angeklagte Bela Groß wegen desselben
Vergehens zu 4 Monaten Gefängnis , wovon eine
Woche durch die Untersuchungshaft als verbüßt gilt ; der An -
geklagte Eugen Hirsch wegen Beihilfe zum versuchten Be -
trüge zu 3000 Reichsmark Geldstrafe bzw . 1 Monat
Gefängnis .

Die Kosten des Verfahrens fallen , soweit Freisprechung er -
folgt , der Staatskasse , im übrigen de » verurteilten Angeklag -
ten zur Last . Die Haftbefehle gegen Stinnes , Nothmann und
Leo Hirsch werden aufgehoben , v . Waldow erhält Bewah¬
rungsfrist von 3 Jahren . Die Angeklagten und das Publi -
tum nahmen das Urteil ruhig auf .

*
In der Begründung des Urteils verwies der Vorsitzende zu -

nächst auf die Fülle von Rechtsfragen , die in diesem Prozeß
zu erörtern gewesen seien .

Eine Reihe von Schwierigkeiten hätten in diesem Prozeß
der Erforschung der Wahrheit entgegengestanden . Nicht nur ,
das; die Angaben der Angeklagten miteinander in Wider -
spruch gestanden hätten , die Angeklagten hätten auch teilweise
in ihren Angaben im Laufe des Prozesses mehrfach gewechselt .
Einige wichtige , im Ausland wohnende Zeugen , die unter Um-
ständen vielleicht auch unter die Angeklagten gehört hätten ,
seien ausgeblieben . Es könne daher nicht zweifelhaft seui , datz
der Sachverhalt — den der Borsitzende ausführlich schilderte
— gewisse Lücken aufweise , und daß die Arbeit des Gerichts
trotz aller Sorgfalt nur Stückwerk sein könne .

Bei der Darstellung des Sachverhalts bedauerte der Vor -
sitzende, datz weder Eugen Hirsch noch Nothmann und Stinnes
in Paris den Weg zum deutschen Sonderkommissar gefunden
hätten , denn sie würden sonst die Auskunft erhalten haben ,
datz der angebliche Staatsvertrag , der es Ausländern gestat -
ten sollte , Anleihen auch dann als Altbesitz anzumelden , wenn
sie vor dem 1 . Juli 1920 zwar im Besitz gewesen , inzwischen
aber verkauft und dann noch angeschafft worden , überhaupt
nicht bestand . Sie würden dann auch zweifellos durchschaut
haben , datz es sich nicht um ein reelles Geschäft , sondern nm

« Betrug handle . Auch v . Waldow habe diesen Weg zu den
deutschen Behörden nicht angetreten , und ebenso habe es
Stinnes unterlassen , v . Waldow zu fragen , ob er sich an
matzgebender Stelle nach dem staatsvertrag erkundigt habe .
V. Waldow hätte zum mindesten bei Empfang der Amster -
damer sogenannten Urkunde bemerken müssen , datz nicht alles
in Ordnung sein könnte .

*
WTB . Berlin , 27 . Juli (Tel . ) Im Stinnes -Prozetz wird die

Staatsanwaltschaft gegen das heute gefällte Urteil , soweit es
die Angeklagten Stinnes , Rothmann , Leo Hirsch und Schneidt
betrifft , Berufung einlegen .

Schwere Erdbeben in Japan unv Ecuador
WTB . Tokio , 27 . Juli . ( Tel . > Der Bezirk Tokio ist

von einem heftigenErdbeben erschüttert worden . Das
Zentrum des Bebens , das in Tokio und Yokohama deutlich zu
spüren war , und unter der Einwohnerschaft eine Panik her -
vorrief , lag etwa 45 Kilometer südwestlich von Tokio . Das Erd -
beben war eines der schwer st e n seit 1923 nnd er¬
reichte seine größte Stärke in der Ortschaft Kamakura ,
aber , da kein Brand entstand , blieb der angerichtete Schaden
gering . Der Eisenbahnverkehr in der Umgebung von Tokio nnd
Aokohama mußte zeitweise eingestellt werden .

WTB . New York , 26. Juli . (Tel .) Nach einer Meldung
der Associated Pretz aus Quito ^Ecuador ) zerstörte ein Erd -
beben heute srüh die Stadt Moyurgo fast völlig . Unter den
Bewohnern , von denen nach den bisher vorliegenden Nach -
richten 60 den Tod fanden , ist eine allgemeine Panik ausge¬
blochen .

*
Nach einer weiteren Meldung der Associated Preß ans

Qnito (Ecnador ) folgten dem Hauptstoß , durch de« gestern
die Ortschaft Mohurgo heimgesucht wurde , noch « eitere leichte
Stöße , die den Schrecken der Einwohner » die sich hatten retten
können , nur noch erhöhten . Auch in den Ortschaften T a m -
bello . Machachi und Latarnnga wurde durch das Erd -
beben beträchtlicher Schaden augerichtet . Im Zentrum de ?
Bebens öffneten sich abgrundtiefe Spalten , die znm Teil
Meter breit waren . Sämtliche betroffene « Ortschaften liegen
in einem engen Bergtal , das sich südlich von Qnito er .
streckt, in der Nähe des Bnlkans C o t o p a x i . Lataennga zählt
17 (MM) Einwohner . Die andere » Orte sind kleiner .

s JLetzte Nachrichten
Rücktritt des kr«nzösis <Den Ikabinetts

Voraussichtliche Betrauung Brtands
WTB . Paris , 27. Juli . (Tel . ) Auf Grund des Beschlusses deS

gestrigen Kabinettsrates hatten die Minister Briand und
Barth » » sich heute vormittag nach 9 Uhr zn Poincarö
begeben , um ihn zu ersuchep , seinen Rücktrittsentschluß rück-
gängig zu machen . Da Poincare seine Demission aufrecht -
erhielt , haben die Regierungsmitglieder im Laufe deS
heutigen Ministerrates dem Präsidenten der Republik die G e -
s a m t d e missio » des Kabinetts überreicht .

Präsident Doumergue hat daraufhin in der üblichen
Weise sofort feine Besprechungen zur Lösung der Krise mit
der Berufung der Präsidenten von Kammer und Senat ins
Elhsee begonnen . Er gedenkt , wie HavaS erführt , in der Lage
zu sein , im Laufe des Tages diejeuige politische Persönlichkeit
zu berufen , der er die Übernahme der Kabinettsbildung an -
bieten will . Mau rechnet , wie schon gestern erklärt wurde ,
mit der Möglichkeit , daß der Ruf des Präsidenten an B r i a n d
ergehen wird .

Der russiscd - cdinesiscde Ikonttikt
Deutschlands Haltung

WTB . London , 27 . Juli . ( Tel . ) Reuter meldet an ?
Washington , Deutschland habe den Bereinigten
Staaten mitgeteilt , daß es sich voll und ganz den B e m ü h u n «
gen der anderen Mächte , eine friedliche Regelung deS
rnssisch -chinesischen Konfliktes herbeizuführen , anschließe .

Russisch- chinesische Besprechungen
WTB . London , 27. Juli . (Tel . ) Die „Morniug Post " be¬

richtet aus Washington , von zuverlässiger Seite verlaute , datz
China und Rutzland jetzt in direkten Verhandlungen über die
Frage der Mandschurischen Bahn stände » . Es werde gehofft ,
datz Rutzland keine Schwierigkeiten wegen der Entsendung
neuer Bahnbeamten an Stelle der „rechtmätzig "

ausgewiesenen
machen werde . Die „Times " berichtet aus Mukden über die in
Tschangtschun abgehaltenen Besprechungen zwischen Tschang
Haiang und dem russischen Generalkonsul in Mukden , Melni¬
koff , der chinesische Vertreter habe hauptsächlich die Notwendig -
keit der Einstellung der kommunistischen Tätigkeit sowie die
Notwendigkeit des Betriebes der Bahn als reines Handels -
unternehmen behandelt . Melnikoff dagegen deutete den Wunsch
der Sowjetregierung an , die Wiederherstellung des Status quo
und , wenn möglich, noch mehr zu erreichen . Melnikoff habe
sich zur Berichterstattung nach Moskau begeben .

Ausruf des Deutschen « tnventenverbandes
zum 11 . August

WTB . Berlin , 27. Juli . (Tel .) Der Vorstand des Deutschen
Studentenverbandes erlätzt folgenden Aufruf : „Das deutsche
Volk rüstet sich, den 10. Jahrestag der Schaffung der Ber -
fassung der Deutschen Republik in ernster und würdiger Form
zu begehen . Wir erachten es als unsere vornehmste Pflicht— zumal in einem Aiigenblirf , wo Kreise der deutschen Stu -
d^nten erneut zur Mitzachtung des neuen Staates und ssiner
Symbole auffordern — die uns angeschlossenen Organisatio -
nen an allen deutschen Hochschulen, die Gesamtheit der ver -
fassungstreuen Studentenschaft aufzurufen , sowohl an den
akademischen Feiern , wie an den sonstigen Berfafsungsfeiern
der republikanischen Bevölkerung geschlossen teilzunehmen ,
um die besondere Verbundenheit mit den breiten Massen der
Republik zu bekunden .

"

Verminderung der rumänischen Ministerien
WTB . Bukarest , 27 . Juli . (Tel . ) Ministerpräsident Maniu

begründete gestern im Senat in längerer Rede die Gesetzes -
Vorlage über die Neuorganisation der Ministerien , von denen
in Zukunft drei fortfallen sollen , mit der dringenden Notwen -
digkeit , Ersparnisse zu erzielen . Darauf wurde die Gesetzes -
Vorlage vom Senat angenommen .

Die Bremen ans der Rücksahrt
WTB . New Dort , 27. Juli . (Tel . ) Der Llohddampfer

„Bremen " trat heute nacht 1 Uhr seine Rückfahrt nach Europa
an . Auf dem Lloyddock in Brooklyn hatte sich eine gewaltige
Menschenmenge eingefunden , die die „ Wacht am Rhein " sang ,
während das Riesenschiff , das bis auf den letzten Platz be-
setzt war , aus dem Dock hinausfuhr . Der Dampfer war hell
erleuchtet . Seine Flagget ? wurden von Scheinwerfern bestrahlt .
Die „Bremen " passierte um 2 .18 Uhr Sandy Hook. Der
Dampfer „Bremen " hat mehr als 2000 Passagiere an Bord .
Der Kapitän des Dampfers erklärte , er hoffe , in Cherbourg
am Donnerstag um 6 Uhr , in Southampton um 11 Uhr und
in Bremen am folgenden Morgen einzutreffen .

Montag « Norman sür die Reparationsbank
in London

WTB . New Kork, 27. Juli . (Tel .) .Journal of Eommerce "
berichtet , datz Montag » Norman , der Gouverneur der Bank
von England , der sich gegenwärtig in den Vereinigten Staa -
ten aufhält , dort energisch den britischen Standpunkt darge -
legt hat , in dem er für die Errichtnng der internationalen
Reparationsbank in London eintrat . Das Blatt fügt hinzu ,
man nehme an , datz amerikanische Bankkreise in dieser Hinsicht
der britischen Forderung ihre Unterstützung leihen werden .

Mit der Beilage : Badische Wohlfahrtsblätter Nr . 4

• Zur politischen Hage
Regierungskrisis in Frankreich

Aus innerpolitischen Gründen ist es nun doch noch in
Frankreich zu einer Regierungskrisis gekommen . Ihre
Entstehungsgeschichte ist recht interessant . Das Kabinett
hat , während noch der Senat über das Schuldenabkom -
men beriet , in der Kammer das Dekret über den Schluß
der augenblicklichen Session verlesen lassen. Und zwar ,mit der Begründung , man müsse sich jetzt , da die Lösung
der außenpolitischen Probleme auf den Fingernägeln
brennt , für diese Probleme frei halten und auf die so-
fortige Erledigung wichtiger innerpolitischer Fragen (zum
Beispiel der elsässischen Amnestie ) verzichten.

Diese Verlesung hat auf der Linken stürmische Proteste
hervorgerufen . Und auch im Senat hat man teilweise
die Haltung des Kabinetts nicht gebilligt . In der Ab -
stimmung über das Sitzungsprotokoll unterlag die Re -
gierung : das Protokoll wurde mit 276 gegen 258 Stim¬
men abgelehnt . Aus den Reihen der Opposition erscholl
der Ruf : Rücktritt ! Rücktritt !

Mit der Demission des Kabinetts ist schon deshalb
ernstlich zu rechnen , weil Poincare gefährlich erkrankt
ist . eine Operation erdulden muß und zu seiner Wieder -
Herstellung bestimmt mehrere Monate gebrauchen wird .
Zwar haben ihn die Kabinettsmitglieder ersucht, von der
Demission abzusehen . Aber durch die Vorgänge in der
Kammer ist jetzt eine ganz neue Situation entstanden ,
eine Situation , die eine akute Krisis bedeutet und den
Rücktritt fast unausbleiblich macht. Wie es heißt , würde
dann Briand mit der Bildung des neuen Kabinetts be-
auftragt werden . (Kurz vor Redaktionsschluß meldet der
Draht die erfolgte Demission .)

Der Senat hat im übrigen das Schuldenabkommen mit
sehr großer Mehrheit angenommen : gleichzeitig hat ee :eine Resolution gefaßt , in welcher nochmals erklärt wird /
daß Frankreich das Recht habe , einen Aufschub der sran -
zösischen Zahlungen zu fordern , wenn Deutschland seine
Zahlungen einstelle oder mit ihnen sehr in Rückstand ge-
rate ; der Senat rechne für diesen Fall auf die Freund -
schast und Loyalität Amerikas und Englands . Also auch
der Senat hat auf einen formellen Rechtsvorbehalt verzich¬
tet und nur eine Bindung innerpolitischer und mora «
lischer Art durchgedrückt .

Briand vor dem Senat
Im Senat hat Briand eine außenpolitisch sehr inter -

essante Rede gehalten . Er hat darin nochmals die Not¬
wendigkeit loyaler Zusammenarbeit mit Deutschland be-
tont und das Recht Deutschlands , nach dem Wortlaut des
Versailler Vertrages eine frühere Räumung zu Verlan -
gen , ausdrücklich anerkannt . Deutschland habe die Räu -
muugssrage mit vollem Recht auf das Programm der
Konferenz gesetzt; es müsse endlich einmal die ganze Re -
parationssrage geregelt werden .

Das sind außerordentlich bedeutsame Sätze . Sie ent -
sprechen den Anschauungen , die wir selbst von den Din -
gen haben . Und sie bilden sicher einen guten und glück -
liehen Auftakt für die kommende große Konferenz .

Einigung über den Konferenzort
Inzwischen hat man sich über den Konferenzort ge-

einigt : Die Hauptstadt der Niederlande , der Haag , wird
der Konferenzort sein . Als wahrscheinlicher Zeitpunkt
für den Zusammentritt wird der 16 . August angesehen .
Die Vereinigten Staaten werden eingeladen werden ,
einen Vertreter zu der Konferenz zu entsenden .

England und der Verteilungsschlüssel
Im britischen Unterhause hat der Schatzkanzler Snow -

den gestern sehr beachtenswerte Erklärungen abgegeben
Er hat ausdrücklich betont , daß noch keine einzige Regie¬
rung den Uoungplan in seiner Gesamtheit akzeptiert habe,
sondern daß man ihn nur als Grundlage für die kom- ^Menden Verhandlungen betrachte . An den Zahlungsbe -
stimmungen selbst werde wohl kein vernünftiger Mensch
etwas ändern wollen . Aber der Bcrteilungsmodus sei
derartig , daß England sich eine Revision vorbehalten
müsse . Nach dem neuen Verteilungsschema erhatte Eng¬
land 2,415 Millionen Pfund im Jahr weniger . Diese
Summe komme hauptsächlich Italien und dann Frank -
reich zugute . Jedenfalls sei England an der Grenze
seiner Zugeständnisse angelangt ; das britische Kabinett
werde keine weitere Preisgabe der britischen Interessen
dulden -



. . SH. iUMo mijßlirf», daß noch vor der Konferenz oder
auf ihr selbst

' die '
Jrage des Verteilungsschlüssels von

neuem erörtert wird . Uns derührt sie ja nur Indirekt .
^ Die Verteilung der Beute ist eine Angelegenheit

" der
Alliierten . Daß wir über den Aoungplan hinausgehen
würden und auch ' nur einen Pfennig mehr bezahlen ,nimmt ja wohl gottlob niemand an .

Rußland und China
Zwischen China und Rutzlaud werden jetzt Wahlschein-

lich direkte Verhandlungen über eine Einigung in der
Frage der ostchincsischen Bahn stattfinden . Es ist anzu¬
nehmen , daß China eine Reihe seiner Matznahmen zu-
rückzieht und Rußlands Anteilnahme an der Verwaltung
der Bahn weiterhin konzediert , wenn Rußland sich in

- bindender Weise zur Aufgabe seiner kommunistischen Agi¬
tation in China verpachtet .

5 Monate Gefängnis für Ulitz
Das Kattowitzer Gericht hat am Freitag den Geschäftsfü -

. rer des Deutschen Voltsbundes in Overfchlefien , Uli !?, wegen
Beihilfe zur Entziehung vom Militärdienst zu einer Gefäng -
nisstrafe von S Monaten verurteilt .

In der Begründung des Urteils führte der Vorsitzende aus ,daß das Gericht zu einem „Schuldig " kommen mutzte , weil est >ie Unterschrift unter dem sogenannten Bialucha -Dokumentals echt anerkannte , da nach der Aussage von Ulitz selbst erlein Schriftstück ohne feinen Namenszug herausgehen lietz.Das Gericht erkannte jedoch an , datz er aus idealen Beweg -
gründen und aus Liebe zu seinem Volk« gehandelt habe , und
deshalb habe es auch das Strafmah niedriger bemessen .
lAutzerdem , fo führte der Vorsitzende weiter aus , hat das Ge -
dicht dem Angeklagten einen zweijährigen Strafaufschub ge-
währt und Bewährungsfrist zugebilligt und gleichzeitig die
Untersuchungshaft voll angerechnet . Die Verteidigung hat
gegen das Urteil sofort Berufung eingelegt .

4-
In Kattowitz , so schreibt die „Germania ", ist ein politischesUrteil » kein Rechtsspruch gefällt worden , denn wohl seltenwurde die Schuld eines Angeklagten unzweideutiger wider -

biegt als hier . Dieses Urteil ist zugleich eine Kriegserklä -
tung an die deutsche Minderheit in Ostoberfchlesien . Wir be-
dauern auf das tiefste einen Fehlspruch , der es Deutschland
noch schwerer als bisher macht , an den polnischen Verständi¬
gungswillen zu glauben . — Die „Berliner Börsenzeitung "
weist darauf hin , datz die Verurteilung erfolgt ist, obwohl die
Unschuld Ulitz ' sonnenklar zutage lag , obwohl der von riesiger
(polnischer Mehrheit beherrschte Sejm ein Verdikt über Ulitz
abgelehnt hatte . — Der „Berliner Börfenkurier " spricht von
dem Schulbeispiel eines Zweckurteils . Wie in vielen politi -
jschen Prozessen hat das Gericht auch diesmal die Strafbemes -
jfung sorgfältig so ausgewogen , datz dem Verurteilten nichts
mehr geschieht, während die Tatsache der Verurteilung geret¬tet wird , womit der persönliche Zweck erreicht , die Anklage
allerdings gerichtet ist. Denn das Ganze ist — ein verschäm¬ter Freispruch .

Der Reichskommiffar in der dritten Zone
Der Reichskommissar für die besetzten Gebiete , BotschafterWaron Langwerth von Simmern , hat , begleitet vom Wirkl .'

Legationsrat Dr. Koch , in der vergangenen Woche der dritten
Aone einen Besuch gemacht . Zunächst weilten die Herten In
Münster am Stein , fuhren dann zum dritten Pfälzischen'
Kreisturnsest in Zweibrücken an der Saargrenze , wo die
.Gattin des Reichskommissars die Ehrung der Sieger der Turn -
kämpfe vornahm , besichtigten hierauf die Werkanlagen der
>J . G .- Farben in Oppau und statteten der Stadt Ludwigs -
chasen einen Besuch ab , wobei der Besatzungsbauten und das
Gewerkschaftshaus besichtigt wurden . Danach fuhr der Reichs -
kömmissar nach Darmftadt zum hessischen Staatspräsidenten .
Ein Besuch bei den Opelwerken in Russelsheim beendete die
i >on der Bevölkerung des besetzten Gebietes sehr begrützte
Meise zur Fühlungnahme mit Land und Leuten der dritten
'Zone .

Keine Überspannung der Sozialversicherung !
Der preutzische Minister für Volkswohlfahrt hat sich im

Hauptausschutz des Preutzischen Landtages gegen eine weitere
Musdehnung der Sozialversicherung ungefähr wie folgt aus »
gesprochen : Von einer weiteren Ausdehnung der Sozialver -

-sicherung könnten Verbesserungen nicht erwartet werden . Sckon
i «eute muffe ein großer Teil der Arbeiter und Augesteilteisdeinen Tag in der Lohnzeit allein für die Versicherungsbeiträge'arbeiten . Das schmälere die Lebenshaltungskosten . Es sei
glicht ratsain , weitere Volkskreise in die Versicherung einzu -
Gediehen . Die Sozialversicherung müsse das bleiben , was sie
-ursprünglich sein sollte , eine Versicherung der Minderbemittel -
iten . Einer Ausdehnung über diesen Kreis hinaus werde das
preutz . Ministerium für Volkswohlfahrt mit Nachdruck ent¬
gegentreten .

Reform der Arbeitslosenversicherung
Die « achverständigen für Beitragserhöhung um K Pro, ; .
Die Sachverständigenkommission zur Begutachtung von Fra -

gen der Arbeitslosenversicherung , die im Reichsarbeitsmini -
sterium seit dem 2. Juli tagt , erörterte in ihrem vierten Ta -
gungsabschnitt die Fragen in ihrer Gesamtheit und beendete
am Freitag nach einer zweiten Lesung ihre Arbeiten .Tie Kommission einigte sich dahin , datz die Saisonarbeiter
auch weiterhin die Versicherung zu betreuen hat . Die
Frage , ob eine Sonderregelung für die Saisonarbeiter ein -
treten oder eine Gesamtregelung gefunden werden soll, bei
der das Saisonproblem entsprechend berücksichtigt ist , wurde
vcn der Mehrheit dahin entschieden , datz beiden Gesichrspunk -
ten Rechnung getragen werden soll. Die Höhe der Arbeits -
Icsenunterstützung soll in Zukunft allgemein zu der Dauer
der vorausgegangenen Beschäftigung in Bchiehung gebrachtwerden . Daneben sollen die Saisonarbeiter nur die Unter -
stütz«ngssätze der Krisensürsorge erhalten , und zwar nach einer
Wartezeit von zwei Wochen .

Weiter schlägt die Kommission in ihrer Mehrheit vor , die
Wartezeit für alleinstehende Arbeitslose allgemein aus zwei
Wochen zu verringern , für Arbeitslose mit großer Familiedie Wartezeit auf drei Tage abzukürzen . Ferner sind eine
grotze Anzahl von Beschlüssen gefatzt worden , durch die die
Verwaltung und das Verfahren vereinfacht werdeit soll .Soweit die bisher erwähnten Matznahmen in ihrer finan -
ziellen Auswirkuug übersehen werden können , werden die
Ersparnisse auf rund 160 Mill . Reichsmark im Jahre geschätztwerden . Das würde nach Auffassung der Kommission nichtgenügen , um auf die Dauer die Einnahmen und Ausgabender ReichSanstalt in Einklang zu bringen . Die Kommissionschlug deshalb , da Reichszuschüsse nicht in Frage kommen , einebefristete Beitragserhöhung « m Vi Proz . vor . Schliefelich solldie Reichsregierung ersucht werden , die Darlehen , die bisherder Rcichsanstalt gegeben wurden , bis znm I . April 1935 zustunden .

Da ? Reich«arb «itkmin !periüN ^ ird nuMehr nach FühkiW .'nähme mit den Landesregierungen ' eine Geseyksvorlage vor -bereiten , die mit dem Beschlütz des Reichstchzes in ber erstenHälfte des August dem Reichsrat und dem Reichstag zugehenwird .

Die kommunale Neugliederung in Rheinlandund Westfalen
Das preutzische Gesetz über kommunale Neugliedrung desrheinisch - westfälischen Industriegebiets und das dazu gehörigeEinführungsgesetz werden voraussichtlich am I . August 192gin Kraft treten . Die Überleitung in den neuen Rechtszustandregelt ein Erlatz des preutzischen Ministers des Innern . DerErlatz weist darauf hin , datz in den durch Zusammenschlutzmehrerer Gemeinden entstehenden neuen Gemeinwesen - (z. B .Clberfeld -Barmen ) Gemeindeorgane - nicht vorhanden sind.Die kommunalen Aufsichtsbehörden habe » , um für die Über -gangszeit bis zu den kommunalen Neuwahlen am 17. Novem -der die Voraussetzungen einer geordneten Verwaltung zuschaffen, Kommissare und Kommissionen zu bestellen zurWahrnehmung der Funktionen der noch fehlenden Gemeinde -organe . Dagegen bleiben die Organe solcher Gemeinwesen ,in welche Eingliederungen erfolgen , unverändert bestehen .Ihre Zuständigkeit wird auf die neueingegliederten Gebieteausgedehnt .

England und Ägypten
Liberale Politik gegenüber Ägypten

Im englischen Unterhaus erklärte auf eine Anfrage Bald -wins Antzenminister Henderson , die Regierung sei zu der Über -
zeugung gekommen , sie könne eine liberale Politik gegenüberÄgypten nicht betreiben , wenn (der nun zurückgetretene ) Ober «
kömmissar Lord Lloyds fortfahre , diese Politik absichtlich un -
freundlich durchzuführen . Die Politik der Regierung werdenicht eher in Kraft treten , bis sie sowohl vom ägyptischen Volkewie auch vom britischen Parlament genehmigt worden sei.Maedonald erklärte , die Regierung kenne ihre Verantwortungund würde das tun , was sie im Interesse Grotzbritanniens fürnotwendig halte .

*
Nach einer Meldung aus Kairo soll der Entwurf eines eng -

lisch - ägyptischen Vertrages fertiggestellt fein . Erbeftimme u . a . :1 . Der hritische Kommissar wird Botschafter . 2. Abschaffungder Kapitulationen und Übergang der Macht von dcn Konfular -
gerichten an gemischte Gerichte . 3. Aufgabe des britischen An -spruchs auf Beschützung der Minderheiten . 4. England mutzim Kriegsfall , d. h . wenn Ägypten angegriffen wird , ÄgyptenHilfe leisten und umgekehrt , 5. Überführung der britischenTruppen in die Suezkanalzone .

Probefahrt des „Graf Zeppelin "
WTB . Friedrichshofen , 27. Juli . (Tel . ) Das Luftschiff„Graf Zeppelin " ist heute morgen um 5 .40 Uhr unter demKommando von Or. Eckener zu einer Probefahrt , der erstenFahrt feit der Rückkehr des Luftschiffes aus Frankreich , auf -

gestiegen . Autzer der Besatzung befinden sich ungefähr25 Passagiere an Bord . Die Fahrt erstreckt sich auf das Bo -
denseegebiet und dürfte etwa 4 bis 5 Stunden dauern . DasWetter ist trüb .

Das Lustschiff ist um 8.50 Uhr wieder gelandet . ~ ie Lan¬
dung gestaltete sich ziemlich schwierig , da starke Luftböen auf «traten . Man war gezwungen , sämtlichen Wasscrballast abzu -
werfen . Während der Fahrt war das Wetter sehr regnerischund das Luftschiff dadurch stark belastet worden . Die Motoren
waren während der ganzen Fahrt stets auf Höchstleistung ein -
gestellt und arbeiteten vorzüglich , ohne irgend einen Zwischen -
fall .

Morgen , Sonntag , soll eine zweite Probefahrt unternom -
men werden , die sich aber über etwa 12 Stunden erstreckenwird .

Das Ende einer Kirchenrevolution
WTB . Breslau , 27. Juli (Tel . ) Wie aus Gleiwitz gemeldetwird , ist durch das Machtwort des Papstes jetzt die Kirchen -

revolution in dem Orte Ostroppa beigelegt worden .Der katholische, von den Gläubigen sehr verehrte Pfarrerdes Dorfes , war beim Breslauer Kardinal denunziert wor -
den , ein sträfliches Verhältnis zu einem jungen Mädchen desOrtes zu unterhalten . Der Fürstbischof verfügte die vorläu -
fige Amtssuspendierung des Pfarrers . Damit aber warendie Einwohner von Ostroppa nicht einverstanden , und sie ge-
brauchten schlietzlich , als sie mit ihren Vorstellungen kein Ge -
hör sanden , Gewalt . Sie stürzten das Auto , das den Pfarrer
abholen sollte , in den Stratzeiigraben . Der Pfarrer , der der
erregten Menge gnt zuredete , erreichte auch nichts . Er wurde
wochenlang im Pfarrhaus bewacht . Rur der Gang zur Kirchewar ihm erlaubt , doch wurde er auch hierbei streng über -
wacht . ^

Schlietzlich konnte die Kirchenbehörde durch eine List den
Pfarrer in sein vorläufiges Exil , Kloster Pilzhowiy , bringen ,von wo aber die Bewohner von Ostroppa den Pfarrer wieder
entführten . Nun verfügte aber der Papst die Amtsentsetzung
des Pfarrers , doch wird vorläufig keine Neubesetzung der
Pfarrei erfolgen . Unter Geleit von 80 Schupobeamten hatder Pfarrer freiwillig Ostroppa verlassen , um den unerquick¬
lichen Zuständen ein Ende zu machen .

würze Nachrichten
Kv nmunalwahlen in Hessen am 17. November . I » diesem

Jahre haben in Hessen die Neuwahlen der Stadtrats - , Ge -
mcinderats - , Kreistags - und Provinzialtagsmitglreder stattzu -
finden . Der Minister des Innern hat den Provmzialdirektlvnen
empfohlen , als Wahltermin Sonntag , den 17. November , fest-
zusetzen . Es ist demnach anzunehmen , datz die kommunalen
Neuwahlen in Hessen an dem gleichen Tage w,e in Preutzen
stattfinden .

Zusammenschluß vou Arbeitnehmerverbänden der öffentlichen
Betriebe . Die Verbände der Gemeinde - und Staatsarbciter .der Deutsche Verkehrsbund und der Verband der Gärtner und
Gärtnereiarbeiter haben in Beiratssitzungen , . die in Berlin
stattfanden , einstimmig den Beschlutz gefatzt , die Organisationen
unter dein Namen „Vereinigte Verbände der Arbeitnehmer der
öffentlichen Betriebe und Verwaltungen des Personen - und
Warenverkehrs " zu einer Einheitsorganisation zusammen -
zufassen . Es ist damit eine Organisation der Arbeitnehmer
öffentlicher Betriebe von annähernd 700 000 Mitgliedern ge-
schaffen .

Zu den kommunistischen Demonstrationen am 1. August . Im
Hinblick auf die geplante kommunistische Demonstration am
1 . August hat der Regierungsrat im Kanton Basel -Stadt eine
Verordnung erlassen , wonach die Einreise von Ausländern zur
Teilnahme an der kommunistischen Kundgebung und das Tra -
gen von Rotfrontkämpferuniformen verboten ist. Verboten
wird ferner das Trage » von Waffen und von gefährliche » In »
strumenten .

Schwedischer Flottenbesuch in Kiel . Heute , Samstag , vor -
mittag trafen in der Kieler Förde eine schwedische U -Boot -
Abteilung , bestehend aus einem Mutterschiff mit 7 U -Boot ^n ,und ein Tender mit 7 Marineflugzeugen , zu einem zwe >tägl -
gen Besuch ein .

n*tipnjktfafilaliftH<üe Uniform in der Pfalz. Durch Be-tolytz vorn 22. Mai h . I . hatte die Jnteralliserte '
Rhejkikaüd -

Mitgliedern der NationäffözialWschenArbeiterpartei das Tragen von 'Uniformen und
Ausrüstungsstücken in der -»britischen Zone " verböten .

" DieRhemlandkommission hat dieses Verbot nun mit Beschluß vSm16. Juli 1929 auch auf die - französische Zone
'

ausgedehnt .
.. Dir Kölner Gasfernversorgung . Die Kölner Stadtverorb -neten nahmen die Vorlage über die Gasfernversorgung durchdie Ruhr mit 46 gegen 2ß Stimmen an . Gegen die Vorlagestimmten Kommunisten , Sozialdemokraten und die Mieterdafür Zentrum , Demokraten , Liberale Arbeitsgemeinschaft undWirtschaftspartei .

Kongreß der demokratische » Parteien Europas in Stockholm .In Stockholm wurde die Konferenz der demokratischen Par -teien Europas eröffnet , an der 90 Vertreter aus Deutschland ,Dänemark , Finnland , Holland , Norwegen und Schweden teil -nehmen . Der demokratische ReichstagsabgeoÄnete . Minister »Präsident a . D . Tantzen hielt das Referat über die Landwirt »schaftsfrage .

Dritte russische JndustrialisierungSanleihe . Die Sowjet -regierung befchlotz, die dritte Jndustrialisierungsanleihe inHöhe von 750 Millionen Rubel aufzulegen . Die Anleihe läuftbis Anfang Dezember 1929 mit zehnjähriger Frist . Die An -le,he ,st für den Ausbau der Industrie und der Landwirtschaftbestimmt .

Die drei Abeinbrücken
Aus Lndwigshafen wird gemeldet , datz in der Hauptver «sammlung des Verkehrsvereins die Mitteilung gemacht wordensei, die Haager Konferenz habe den Bau der drei Rheinbrückengenehmigt .
Wie dazu von gutunterrichteter Berliner Seite mitgeteiltwird , eilt diese Meldung den Tatsachen voraus . Die deutsch-französischen Verhandlungen über den Bau der drei Rhein -brücken nehmen zwar einen günstigen Verlauf , ein Abfchlutz istjedoch noch nicht erreicht worden .

SS jähriges Bestehenver Bahnstrecke Bad Dürrheim —MarbachDie Bad Dürrheini mit der Schwarzwaldbahn verbindendeStrecke Marbach - Bad Dürkheim kann am 1. August auf ihr25jähriges Bestehen zurückblicke» . Die auf den Bau der Bahnhinzielenden Bestrebungen setzten schon mit dem Bau derSchwarzwaldbahn 1866 ein , wobei bald das Projekt einerPferdebahn , bald das einer Kleinbahn im Vordergrund stand .Auch eine Bahn Donaueschingen -Dürrheim - Schwenningen warin Aussicht genommen . Aber erst 1901 nahm der Bau einer
normalfpurigen Nebenbahn Marbach -Dürrheim durch Aufnahmeeines Betrages von 285 000 Mark in den Eisenbahnetat greif »bare Form an . 1903 wurde der Bau ausgeschrieben und am1 . August 1904 die Strecke dem Verkehr übergeben . An der
hervorragenden Entwicklung Bad Dürrheims als Kurort hatdie Bahn besonderen Anteil .

Politische Beleidigungsklagen
Vor dem Amtsgericht Karlsruhe kam am Freitag «

nachmittag die Privattlagesache des ehemaligen Reichs -
finanzministers Or. Heinrich Köhler gegen den ver -ant -wortlichen Schriftleiter des nationalsozialistischen Wochen -blattes „Der Führer "

, Or. Otto Wacker aus Karlsruhe , zurVerhandlung . Ein Artikel des Blattes hatte Bezug auf die
Beschaffung der ReichSfinanzminister -Dienstwohnung in Berlinfür 95 000 Reichsmark genommen , welche Angelegenheit fchonwiederholt die Presse beschäftigt hat . In dem Artikel befin -den sich u . a . folgende inkriminierten Wendungen mit Bezugauf Or. Köhler : „Krampfhafter Versuch eines Mannes , seineunsaubere Weste zu verhängen "

; „ Auch Sie sind einer vondenen , die von der Moral des modernen Staates angekrän -kelt sind "
; es wird weiter gesagt , datz Or. Köhler 95 000

Reichsmark aus den Taschen der Steuerzahler gebraucht habe ,um seine Wohnung einzurichten . Ferner heitzt es : „Treten -
Sie ab Herr Köhler , Sie haben Ihre Partei blamiert . " DerVertreter Or. Köhlers , Rechtsanwalt Or. Keßler , ging in län -
geren Ausführungen auf den Sachverhalt ein , um nachzuwei -
fen , datz Or . Köhler die betreffenden Aufwendungen — siewurden nachträglich vom Reichstag bewilligt — nicht aus
eigenem Interesse gemacht habe ; es handle sich um die Her »
richtung der ständigen Dienstwohnung des jeweiligen Finanz -
Ministers , nicht um seine eigene Wohnung , die nur vier Zim -
mer umfatzt habe . Or. Curtius habe für feine Wohnung so-
gar den Betrag von 115 000 Reichsmark aufgewendet . Zu -
sammensassend erklärte er , datz Or. Köhler einen persönlichenVorteil dabei nicht gehabt habe . Für fünf Repräsentation ^räume und deren Jnnneneinrichtung seien ihm vorher vom
Reichstag 45 000 Reichsmark bewilligt worden . Die Über -
schreitungen seien mit ausdrücklicher Begründung dem Reichs -
tag vorgelegt und nachträglich genehmigt worden . Rechtsan »walt Or . Ketzler beantragte gegen den Angeklagten Gefängnis -
strafe .

Nach eingehender Beratung - verkündete der Einzelrichter fol»gendeS Urteil : Der Angeklagte Or. Otto Wacker wird wegenöffentlicher Beleidigung zu einer Geldstrafe von 100 Reichs¬mark , an deren Stelle im Unvermögensfalle 10 Tage Gefäng -nis treten , verurteilt . Dem Beledigten wird die Befugniszuerkannt , den .erkennenden Teil des Urteils auf Kosten des
Beklagten in vier Karlsruher Zeitungen öffentlich bekannt -
zumachen .

*
Im Zusammenhang mit dem letzten Reichstagswahlkampserschienen in der deutschnationalen „Badischen Zeitung " im

Anschlutz an eine von der Deutschen Demokratischen Partei ver -
anstalteten Wahlversammlung im Bezirk Sinsheim Auslas »
sungen , durch welche sich sowohl der Veranstalter und der Red »
ner der Versammlung beleidigt fühlten , ebenso die Demokra -
tische Partei in Baden und im Reich .

Die Genannten strengten daher eine Beleidigungsklage gegenden Verfasser der Artikel , den verantwortlichen Schriftleiterder „Badischen Zeitung " Or. . 38 . Kattermann in Karlsruhe ,an . Dieses Verfahren hat nunmehr feinen Abfchlutz gefundenmit einem Vergleich , der sich auf folgender Basis bewegt :
„Der Beklagte bedauert , datz seine in den Nummern 11V

und 275 der „Bad . Zeitung "
veröffentlichten Auslassungendie Kläger verletzt haben . Er erklärt , datz eS ihm fern -

gelegen habe , die Kläger zu beleidigen . Insbesondere er -
klärt er , datz er teinen Grund habe , den Klägern Gesin -
nungsgemeinschast mit Landesverrätern vorzuwerfen .Der Beklagte verpflichtet sich ferner , im redaktionellen
Teil der „Badischen Zeitung " eine entsprechende Erklärung
zu veröffentlichen (was inzwischen in der Nummer 155 vom
6 . Juli 1929 geschehen ist).

Der Beklagte trägt die Kosten de » Verfahrens ."

II
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